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gel äugelt das Genie , aber sie giebt das Genie nicht:

eben darum , weil sie Regel ist , Begrenzung beabsich¬
tigt , nicht aber Freiheit.
. O ' ■• -Ii vi

2) Für den wahren Künstler . Hüte dich ans

Eigennutz , oder Sucht nach gegenwärtigem Ruhme
dem verdorbenen Geschmacke deines Zeitalters zu

fröhnen : bestrebe dich , das Ideal darzustellen , das

vor deiner Seele schwebt , und vergifs alles andere.

Der Künstler begeistere sich nur durch die Heiligkeit
seines Berufs ; er lerne nur , dafs er durch die An¬

wendung seines Talents nicht den Menschen dient,

sondern seiner Pflicht ; und er wird seine Kunst bald

mit ganz andern Augen ansehen ; er wird ein besserer
Mensch werden , und ein besserer Künstler darzu.

Es ist ein der Kunst , so wie der Moralität , gleich

schädlicher Gemeinspruch : schön sey das , was ge¬

falle . Was der ausgebildeten Menschheit gefällt,

dies freilieh , und dies allein ist schön ; so lange sie

aber noch nicht ausgebildet ist , — und wann wird

sie es je seyn ? ■— kann oft das geschmackloseste ge¬

fallen , weil es.Mode ist , und das trefflichste Kunst¬

werk keinen Beifall linden , weil das Zeitalter den

Sinn , mit welchem es aufgefafst werden müfste , noch
nicht entwickelt hat.

%■3«.
Von den Pflichten der S/aar .beamten.

Die Staatsverfassung ist , nach obigem , anzuse¬

hen , als das Resultat des gemeinsamen Willens , der
H h durch
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durch einen ausdrücklichen , oder tföfcli einen stili-

schweigenden Verbrag sich geäussert hat . Die Ei » -

willigung durch Stillschweigen , arid Unterwerfung

mUeT gewisse Einrichtungen gilt , wie oben gezeigt
worden , im Nothfalle der ausdrücklichen Einwilli¬

gung gleich . — Was der Staat erlaubt in der ge¬
meinschaftlichen .Sphäre der Freiheit aller , das kann

jeder mit gutem .Gewissen thun ; denn so weit geben,

nach der Voraussetzung , seine Mitbürger ihre Frei¬
heit auf . Ohne Erlaubnifs , des Staats hat man bei

jeder freien Handlung innerhalb jener gemeinschaft¬

lichen Sphäre zu befürchten , dafs der Freiheit der

andern dadurch Eintrag geschehe.

Der Staatsbeamte •«— ich rede hier besonders

von dem höhern , der TheiFan der Gesetzgebung , und

Inappellabilität hat —■ist nichts weiter , als der Ver¬

walter dieses gemeinsamen Willens : Er ist 'einge¬

setzt , und verpflichtet durch alle Stände -, und hat

nicht das F<.echt , die Verfassung einseitig zu ändern.
So sich zu betrachten , ist ihm Gewissenssache ; denn

gerade die ihm übergebene Form , und nur sie ist es,
innerhalb welcher alle mit gutem Gewissen handeln
können . Ändert er sie willkührlrch ab , so dafs

der Widerspruch gegen diese Änderung laut Wird,
so bedrückt er dadurch die Gewissen aller , und

bringt sie in Zweifel zwischen dem Gehörsame ge¬

gen ihn , und den Pflichten , die sie gegen die Frei¬
heit aller übrigen haben.

Nun aber giebt es eine Piegel des Gesellschafts¬

vertrags aus reiner Vernunft . Die positive , welche

er zu verwalten hat , kann von derselben sehr abge»
hen



hea, , sie kann hart, , sie 'kann -,unbillig seyn . Wie hat
«S sich bei diesem Widerstreite zu verhalten ? Wir

haben diese Frage , gröfstentbeils schon oben he*
antwortet:

Zuforcierst :- er darf sich allerdings - der Verwal¬
tung dieser positiven , seiner eignen Überzeugung
Bach der rein vernünftigen , nicht - völlig - angemes¬
senen » Verfassung unterziehen ; ja , es ist -ihm - sogar,
wenn er sonst darzu berufen ist , Pflicht . Denn ir¬
gend eine Verfassung mufs seyn , weil - aufserdem die
Gesellschaft , und das , um dessen willen sie da ist,
das Fortschreiten zum bessern , nicht statt fände -.
Die gegenwärtig bestehende aber ist nach der Prä'
sumtion dem Willen aller gemäfs ; aber -es ist jedem
erlaubt , von seinem Rechte aufzugebenund nach¬
zulassen . Nun aber ist es Foderung der Vernunft,
und Veranstaltung der Natur zugleich , dafs die ge¬
sellschaftliche Verbindung der einzig rechtmäCsigea
allmählig naher komme . Der Regent , der mit die.
sem : Zwecke den Staat zu regieren hat , mufs daher
die letztere kennen . Wer aus Begriffen 'über die ge¬
meine Erfahrung sich emporhebt , heilst , nach obi¬
gem , ein Gelehrter , der Staatsbeamie - riiuls daher
ein Gelehrter Seyn , in seinem :Fache . Es -könne kein
Fürst wohl regieren -, der nicht der Ideen theilhaftig
8ey , sagt J' Iato : und dies ist geräd « dasselbe , was
wir hie ? sagen . -"

Er kennt nothwenclig folgendes .. Theits die Ver¬
fassung, .auf welche er verpflichte !;;ist ,, die ausdrück¬
lichenoder ,stillschweigenden Verträge , auf denen sie
beruht ;, theüsdie Staatsverfassung , wk sie seyn soll,
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oder das Ideal . Endlich den Weg , den die Mensch¬

heit , überhaupt , und insbesondere sein Volk nehmen
mufs , um derselben theilhaftig zu werden.

Die .Regierungsweise desselben läfst sich in die¬
ser Kurzen Formel beschreiben : was das absolute

Recht , das Naturrecht erfodert , setze er schlechthin

durch, - ohne Milderung und Schonung . Was nur

das geschriebene , positive Recht fodert , setze erblofs
in sofern durch , in wiefern er es für das fortdau¬
ernde Resultat des Willens der dabei Interessirten hal¬

ten kann . —; Ich mache mich deutlicher . Was das

erste anbelangt , ist es ein ganz falscher Satz, , dafs

die Regierung zum Besten der Regierten errichtet
sey ; (satus jtopuli suprema lex esto .) Das Recht
ist , weil es seyn soll, , es ist absolut , es soll durch¬

gesetzt werden , . und wenn niemand dabei sich wohl

befände , (l 'iat jitslitia % et jjereat , nuuidus ) In Ab¬
sicht des letz .tern ist es nicht gegen das. Naturrecht,
wie schon erinnert worden , dafs jemand von seinem
Rechte zum Vortheile eines andern nachlasse . (p ro-

Icuti non ßt injuria .) Abev .es ist absolut rechtswi¬
drig , dafs er zu diesem Nachlassen gezwungen wer-
■de. Entsteht sonach gegen ein an sich ungerechtes,

und nur unter Voraussetzung der Einstimmung ge¬
recht seyn könnendes Gesetz , allgemeiner und lauter

Einspruch , so ist es die absolute Pflicht des Regen¬
ten , das Gesetz aufzugeben , so sehr auch die , wel¬

che bei der Ungerechtigkeit gewinnen , über Vertrags-
Verletzung schreien möchten . Entsteht kein Ein¬
spruch , so verfahrt er mit gutem Gewissen nach dem¬
selben . — Da diese Grundsätze leicht misverstan-

den
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den werden , und daraus gefährlicher Mifsbrauch ent¬

stehen könnte , so bestimme ich sie näher . Es haben

den Staatsvert .rag , inwiefern durch ihn gegenseitige

Hechte auf Personen , festgesetzt werden , nicht Indi¬

viduen geschlossen , sondern Stände . Wo z . B. der

Adel in dem ausschliefsenden Besitze der höchsien

Staatsämter und , des reinen Landeigenthums ist (un¬

ter dem Titel der Rittergüter . Die andern , Güter sind,

da meistentheils nicht reines Eigenthum :) so ist er

dies zufolge eines meist nur stillschweigenden Ver¬

trags mit dem Bürgerstande .. Dieser nemlich läfst . es

sich gefallen , und ?nimmt seine Maalsregelii darnach,

indem er sich zu etwas anderm geschickt macht . S«

bleibt :die Sache in der Ordnung ;, und ein . liegend

der einseitig, . und unau .fgefodert diese Verfassung

aufhöbe , handelte völlig rechtswidrig , und despo¬

tisch ; er ist auf sie verpflichtet, , uud der Adel hat

sich ihm . unter der Bedingung unterworfen , dafs er

.sie aufrecht erhalte .. Thut ein einzelner Bürger , ohne

es erst angezeigt , zu haben, , nachdem er durch sein bis¬

heriges -Betragen , diese -Verfassung gebilligt hat , Ein¬

griffe in die präsumtiven Hechte des Adels , so ist er

strafbar , und ;wird mit Becht nach dem positiven Ge¬

setze gestraft , das er durch sein , bisheriges Still¬

schweigen anerkannt hat ; keinesweges wird er nach

dem Naturrechte gerichtet , das er öffentlich und

-vor der That reklamiren sollte :: nicht erst hinterher.

Er wollte sich ja der Vortheile des positiven . Gesetzes

bedienen ; wie kann er denn hinterher ein ihm ent¬

gegengesetztes in Anspruch nehmen . Reklamirt ein

einzelner Bürger , wie sichs gehört , bei dem Regen¬

ten sein Recht , und hebt dadurch seinen Vertrag mit
H h 3 dem
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dem Adel auf , so hebt er durch dieselbe Reklamation
ja auch zugleich seinen Vertrag mit seinem eignen
Stande auf , mit welchem vereint er ja den ersten
geschlossen ; er tritt aus ihm heraus : und mufs so¬
nach auch auf diejenigen Vortheile Verzicht thun , die
ihm durch jenen Vertrag zukommen : (z. B . auf das
Recht , Handelschaft zu treiben , wenn etwa der Kür¬
gerstand im ausschliefsenden Besitze desselben wäre .)
Was begehrt nun ein solcher eigentlich ? Er begehrt
in den Adelstand aufgenommen zu werden : und das
mufs ihm , wenn es nur sonst seine äufsere Lage er¬
laubt , von rechtswegen gewährt werden . — Also
•— die Einzelnen , die über Verletzung im Staatsver¬
trage Wagen , müssen ihren Stand verändern dürfen.
Dieses ist das einzige Mittel , auf ihre Reklamation das
Unrecht gut zu machen . Ein zu duldender Staat mufs
schlechthin diese Leichtigkeit der Standesveränderung
eröffnen ; das Gegentheil ist schlechthin rechtswidrig,
und kein Regent kann es mit gutem Gewissen dulden;
So ist z . B . die Leibeigenschaft ; (glebae adscriptio)
das Verbot für gewisse Stände , nicht zu studiren,
schlechthin rechtswidrig . — Wenn aber der ganze
Bürgerstand , oder wenigstens eine sehr entschiedene
Majorität desselben , sein natürliches Recht reklamir-
te , dann würde es absolute Pflicht des Regenten seyn,
eine Revision der Gesetzgebung über diesen Punkt
anzustellen ; der Adel möchte wollen oder nicht . Wenn
die begünstigten Stände weise wären , so liefsen sie
es zu einer solchen Reklamation nicht kommen , son¬
dern gäben allmählich selbst ihre Vorzüge auf .)

Die Fortdauer von dergleichen Verträgen grün¬
det sich auf die Unwissenheit und Unbeholfenheit

der
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der bevörtheilten Stände ; auf die Umtunde ihrer
Rechte , und die Ungeschicklichkeit , dieselben aus¬
zuüben . Wie die Kultur höher steigt , und weiter
sich verbreitet , hören jene Vorrechte auf : aber es ist
Zweck der Natur und Vernunft , dafs sie aufhören,
und dafs eine völlige Gleichheit der Gehurt nach —
nur in , dieser Rücksicht , denn der hinterher gewählte
Beruf errichtet wiederum Unterschiede — unter allen
Bürgern eintrete ; es ist ■sonach , auch scho -rt darum ihr
Zweck , dafs die Kultur verbreitet werde , Sie ist die
Grundlage aller Verbesserung ; es ist sonach absolut
rechts - und pflichtwidrig , dieselbe aufzuhalten , oder
sie durch die für die Finsternifs . interessirten Stände
aufhalten . -zu lassen .. ■—- Ohscuranlismus ist unter
andern auch ein Verbrechen gegen den Staat , wie er
seyn soll . — Es ist dem Regenten , der seine Be¬
stimmung kennt , Gewissenssache » die , Aufklärung
zu unterstützen.

Eine der höchsten Bestimmungen der durch reine
Vernunft gefederten Staatsverfassung ist die , dafs der
Regent dem Volke verantwortlich sey ; und gerade
darin weichen die meisten wirklichen -Staaten vom
Vernunftideale ab , dafs in ihnen diese Verantwortlich¬
keit nicht eingeführt ist . Per Regent eines sälchen
Staates , der nach Ideen regiert , kann freilich die durch
die Vernunft gefoderte Verantwortung nicht wirklich
ablegeia , da niemand ist , der sie .abnehmen könnte;
aber er regiert so , als ob er verantwortlich wäre ; so,
dafs er zur Rechenschaft , wenn sie gefodert würde,
stets bereit sey.

H h 4 Alles



488

Alles bisher Gesagte gilt nur von der höchsten

Gewalt , sie sey Einer Person übertragen , oder unter

mehrere vertheilt , die keinen hohem Richter über

sich erkennt (als die Nation , wenn dieselbe fähig wä¬

re , zu Gericht zu sitzen .) Der Unterbeamte ist streng

,an den Buchstaben des Gesetzes gebunden . Es giebt

kaum etwas , das zweckwidriger sey in einem Staate,
als dafs der Unterbeamte sich zum Deuter des Gesetzes

aufwerte .- -Dadurch geschieht allemal Unrecht , denn
die verlierende Parthei -wird nach einem Gesetze ver-

urtheilt , das der Richter erst jetzt nach der That

durch seine ; Deutung ■erschafft . — Freilich sollten

auch die Gesetze nicht von der Art seyn , dafs sie

sieb deuten , drehen und wenden , lassen ;; ihre Unbe¬

stimmtheit ist ein sehr grol 'ses Übel für einen Staat.

Entstehe « Einsprüche gegen das positive Gesetz aus
.Gründen "des -Natürrecbts „ dann soll er freilich das

erstere nicht durchsetzen ;, aber er soll '.dann unmit¬

telbar gar nichts thun , sondern die Sache an die

höchste Obrigkeit , als gesetzgebende Gewalt , ver¬

weisen / • hfüvpti

In Summa ; Jede Staatsverfassung ist rechtmäfsig.

und man kann ihr mit gutem Gewissen dienen , die

das Fortschreiten zum Bessern im allgemeinen , und

fiir die Einzelnen , nicht unmöglich macht . Völlig

rechtswidrig ist nur diejenige , die den Zweck hat , al¬

les so zu erhalten , wie es gegenwärtig ist.
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